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Tagung der Ausschüsse des Parlaments  

In der vergangenen Woche tagten mehrere Ausschüsse der Europäischen Parlaments, um über verschiedene 

Aspekte der Corona-Pandemie zu debattieren.  

In einer Debatte mit dem EU-Binnenmarktkommissar 

Thierry Breton sprachen sich die Abgeordneten des 

Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr 

(TRAN) für spezifische Maßnahmen und Finanzie-

rung des Tourismus aus. Denn dieser Sektor sei als 

erstes von der Krise betroffen gewesen und werde 

sich am langsamsten erholen. Diesbezüglich erklärte 

Kommissar Breton, dass der Tourismus im großen 

Umfang von den langfristigen Krisenerholungsplänen 

des nächsten EU-Haushaltes (2021-2027) profitieren 

werde. Ferner betonte Breton, der Tourismussektor 

solle reformiert und neu erfunden werden. Dazu 

denke er einen Europäischen Tourismusgipfel im 

Herbst an, im Zuge dessen vor allem über nachhalti-

gen Tourismus diskutiert werden solle. Das zweite 

große Thema der Debatte behandelte die Reisefrei-

heit in Europa. Unter anderem die Tiroler Abgeord-

nete Barbara Thaler bat hierbei um Konkretisierung 

der Einschränkungen der Binnengrenzen. Der Kom-

missar erklärte, dass ausreichende Garantien für Si-

cherheit und Schutz erforderlich sein müssen, bevor 

solche Beschränkungen aufgehoben werden. Er füg-

te hinzu, dass die Arbeiten zur Erleichterung des Rei-

sens noch nicht abgeschlossen seien und dass vor 

dem Sommer mehr Klarheit herrschen werde. Dar-

über hinaus versicherte Breton, dass Passagierrechte 

– zum Beispiel im Zuge von Stornierungen – weiter-

hin streng geschützt werden. 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

 

Im Rahmen der Tagung des Ausschusses für Kultur 

und Bildung (CULT) forderten die Abgeordneten ei-

nen Notfallfonds für den Medien- und Pressesektor, 

der ebenfalls stark unter der Krise leidet. In einigen 

Mitgliedstaaten ist ein Rückgang der Werbeeinnah-

men um bis zu 80% zu verzeichnen. Darüber hinaus 

Auch im Zuge der Ausschussdebatten griffen die meisten Abgeordneten und Kommissare 

auf die Möglichkeit der Videokonferenz zurück.  

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200421IPR77503/tourism-in-covid-19-crisis-meps-demand-clear-action-plan-to-help-the-sector
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wiesen die Abgeordneten darauf hin, dass im Kultur- 

und Kreativsektor – der aus vielen einzelnen Schöp-

ferInnen besteht – eine Hilfe über nationale oder EU-

Förderprogramme oft schwierig ist. Um sicherzustel-

len, dass EU-Mittel den Sektor erreichen, forderten 

die Abgeordneten die Kommission auf, eine Erhö-

hung der Garantiefazilität für den Kultur- und Krea-

tivsektor (Programm „Kreatives Europa“) in Betracht 

zu ziehen, indem sie diese aus dem Haushalt 2021 

aufstockt oder Mittel aus dem Europäischen Fonds 

für strategische Investitionen transferiert. Auch ein 

Ad-hoc-Finanzierungsinstrument im Rahmen des 

Europäischen Investitionsfonds wurde vorgeschla-

gen.  

Mehr Informationen finden Sie hier.  

 

Eine weitere Debatte fand zwischen den Kommissa-

ren Stella Kyriakides (Gesundheit) und Janez Lenarčič 

(humanitäre Hilfe und Krisenschutz) sowie dem Aus-

schuss für öffentliche Gesundheit (ENVI) statt. Ge-

sprochen wurde unter anderem über eine europa-

weite Meldung der COVID-19-Todesfälle, an dem das 

Europäische Zentrum für die Prävention und die Kon-

trolle von Krankheiten (ECDC) derzeit arbeitet. Dar-

über hinaus stimmten die Kommissare dem Aus-

schuss zu, dass die EU zukünftig weniger abhängig 

vom Import von Medizinprodukten sein solle. Dabei 

unterstrich Kommissarin Kyriakides jedoch die Gren-

zen dessen, was auf EU-Ebene auf Grund der weni-

gen vorhandenen Kompetenzen im Gesundheitssek-

tor getan werden könne. Zusätzlich plane die Kom-

mission jedoch eine internationale Konferenz, im 

Zuge derer weitere Gelder gesammelt und die Be-

mühungen zur Bekämpfung des Virus verstärkt wer-

den sollen. In Bezug auf mehr EU-Solidarität erklärte 

EU-Kommissar Lenarčič, dass die EU durch die Verab-

schiedung mehrerer Maßnahmen nun viel besser 

gerüstet sei, um schnell und direkt auf Unterstüt-

zungsersuchen der Mitgliedstaaten zu reagieren. 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

Der Umweltausschuss (ENVI) forderte in einer De-

batte mit Kommissar Frans Timmermans, dass die EU 

am vorgesehenen Zeitplan für das Klimagesetz fest-

halten müsse. Ein Widerherstellungspaket nach der 

Corona-Krise solle zudem auf dem Green Deal und 

der digitalen Transformation aufbauend sein. Kom-

missar Timmermans stimmte den Forderungen zu 

und betonte, dass der Green Deal kein Luxus sei, 

sondern wichtiger Bestandteil, um aus der Krise her-

auszukommen. Ferner sei für ihn eine um-

weltfreundliche Erholung nicht nur möglich, sondern 

auch von entscheidender Bedeutung, da Europa 

zweimal verlieren würde, wenn Investitionen zur 

Wiederherstellung der alten Wirtschaft mobilisiert 

werden würden, anstatt sie umweltfreundlich und 

nachhaltig zu gestalten. Ebenfalls sei der Zeitplan des 

Green Deals unverändert. 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

 

Im Zuge der Anhörung des Wirtschafts- und Wäh-

rungsausschusses (ECON) forderten zahlreiche Ab-

geordnete stärkere Maßnahmen zur Bekämpfung 

der wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Krise. 

Kritisiert wurde, dass derzeitige Vorschläge nur Liqui-

dität durch Kredite vorsehen, was sich bereits stark 

verschuldete Länder nicht leisten können. Dement-

sprechend brachten mehrere ParlamentarierInnen 

Vorschläge, wie die Einführung von Recovery-Bonds, 

ein. Zudem warnten einige Abgeordnete vor mögli-

chen Ungleichheiten im Binnenmarkt, die entstehen 

würden, wenn die Wiederherstellungsmaßnahmen 

in den Mitgliedsstaaten unterschiedlich stark ausge-

prägt sind und nicht von der EU koordiniert werden 

(Siehe zudem auch Bericht über Genehmigung des 

österreichischen Garantiemodells). 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200420IPR77419/eu-funds-must-reach-media-and-creative-sector-say-meps
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200419IPR77406/covid-19-a-coordinated-eu-health-strategy-needed-say-meps
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200419IPR77407/eu-covid-19-recovery-plan-must-be-green-and-ambitious-say-meps
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200419IPR77414/more-ambition-needed-for-eu-recovery-instruments-says-majority-of-meps
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EU-Gipfel - Videokonferenz des Europäischen Rates  

Im Zuge einer Videokonferenz am Donnerstag, den 23. April, verabschiedeten die Staat- und Regierungschefs 

der EU-Mitgliedsstaaten ein Hilfspaket in Höhe von 500 Mrd. Euro. Indes bleibt die Aufstellung sogenannter 

Recovery-Bonds weiterhin unklar.  

Zum vierten Mal berieten die Staats- und Regie-

rungschefs der EU-Mitgliedsstaaten in einer Video-

konferenz über den Kampf gegen die Coronavirus-

Pandemie und ihre negativen Auswirkungen. Bereits 

im Vorfeld hatte der Rat schriftlich mehreren Maß-

nahmen zugestimmt, die bereits letzte Woche vom 

EU-Parlament abgesegnet wurden. Unter anderem 

wurde grünes Licht für die Änderung der Vor-

schriften über die Verwendung von EU-Strukturfonds 

und für die Sonderregelungen bezüglich des Europäi-

schen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten 

Personen (FEAD) gegeben. Zudem stimmte der Rat 

zu, den Geltungsbeginn der Verordnung über Medi-

zinprodukte um ein Jahr, auf den Mai 2021, zu ver-

schieben.  

Während der Sitzung am Donnerstag einigten sich 

die Staats- und Regierungschefs zudem auf einen 

gemeinsamen Fahrplan zur schrittweisen Aufhebung 

der Corona-Maßnahmen, der bereits letzte Woche 

von der EU-Kommission vorgestellt wurde. Darüber 

hinaus sprach sich der Rat dafür aus, die strategische 

Autonomie der Union zu verstärken und zukünftig 

lebensnotwendige Güter in Europa herzustellen. Er-

wartungsgemäß wurde vom Rat ebenfalls das euro-

päische Paket zur Unterstützung der Wirtschaft ab-

gesegnet, welches insgesamt 500 Mrd. Euro umfasst 

(Über den Fahrplan zur Aufhebung der Maßnahmen 

und das Hilfspaket berichteten wird bereits ausführ-

lich im Newsletter 15-20). 

Das große Streitthema der letzten Wochen, die soge-

nannten Corona-Bonds, wurde auch in dieser Ratssit-

zung nicht restlos geklärt. Im Vorfeld vom EU-

Parlament und der Kommission ins Spiel gebracht, 

wurden dafür sogenannte Recovery-Bonds, die 

durch das EU-Budget garantiert werden sollen. Zwar 

konnte sich der Rat nicht auf genaue Details einigen, 

doch verlautbarte Ratspräsidenten Charles Michel 

nach der Videokonferenz, dringend an speziellen 

Erholungsbonds arbeiten zu wollen und bat die Kom-

mission, Bedarfsanalysen durchzuführen und Vor-

schläge zu präsentieren. In einen solchen Kommissi-

onsvorschlag sollte die Verknüpfung mit dem mehr-

jährigen Finanzrahmen präzisiert werden.  

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen er-

klärte nach der Sitzung, die Grenze des mehrjährigen 

EU-Finanzrahmens müsste für zwei bis drei Jahre von 

derzeit 1,2 Prozent des EU-

Bruttonationaleinkommens auf rund zwei Prozent 

angehoben werden. Dadurch könne die EU Gelder 

aufnehmen, die über das EU-Budget an die Mit-

gliedsstaaten fließen würden. Diese würden vor al-

lem in die Bereiche Kohäsion und Investitionen, den 

European Green Deal, die Krisenfestigkeit und stra-

tegische Autonomie der EU, sowie – in geringerem 

Ausmaß – in die Unterstützung der Nachbarschaft 

der EU fließen.  

Der österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz 

(ÖVP) sprach sich indes gegen Transferzahlungen 

beim Wiederaufbau nach der Coronakrise aus. Es 

müsse „klar sein, dass die Mittel des Wiederaufbau-

plans von den jeweiligen Mitgliedsländern in weite-

rer Folge zurückgezahlt werden sollen und Österreich 

nicht die Schulden von anderen EU-Mitgliedsstaaten 

übernimmt“, betonte der Kanzler in einer Presse-

mitteilung. Zugleich versicherte er den von der 

Coronakrise stark betroffenen Ländern Solidarität.  

 

Die Statement von Ratspräsident Charles Michel fin-

den Sie hier, die Rede von Kommissionspräsidentin 

Ursula von der Leyen hier.  

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2020/04/22/covid-19-more-flexibility-for-deploying-eu-budget-money/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/22/covid-19-council-adopts-measures-to-help-the-most-deprived-eu-citizens/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/22/covid-19-council-adopts-measures-to-help-the-most-deprived-eu-citizens/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/22/covid-19-council-adopts-measures-to-help-the-most-deprived-eu-citizens/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_718
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_718
https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_15-20.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/23/conclusions-by-president-charles-michel-following-the-video-conference-with-members-of-the-european-council-on-23-april-2020/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement_20_733
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Österreichisches Garantiemodell für Klein- und 

Mittelunternehmen genehmigt 
Die Europäische Kommission hat grünes Licht für das österreichische Garantiemodell für Klein- und Mittelun-

ternehmen erteilt. Indes übte Finanzminister Gernot Blümel Kritik an dem „Beihilferegime“ der EU. 

Nach der Freigabe der österreichischen Liquiditätsre-

gelung in Höhe von 15 Mrd. Euro hat die Europäi-

sche Kommission nun auch die Zusage für Garantie-

regelungen zur Unterstützung österreichischer Klein- 

und Mittelunternehmen (KMU) gegeben. Dadurch 

können Kredite von bis zu 500.000 Euro pro Betrieb 

zu 100 % durch eine Garantie gedeckt und KMU da-

bei unterstützt werden, ihre kurzfristigen Verbind-

lichkeiten trotz der durch den Ausbruch des Corona-

virus entstandenen Umsatzeinbußen zu decken. Die 

Genehmigung der Kommission folgte im Zuge des 

neuen Befristeten Rahmens der EU, der die Mitglied-

staaten in die Lage versetzt, den in den Beihilfevor-

schriften vorgesehenen Spielraum in vollem Umfang 

zu nutzen, um die Wirtschaft infolge des Ausbruchs 

des Coronavirus zu unterstützen. Insgesamt hat die 

EU-Kommission bereits 76 nationale Maßnahmen 

geprüft und genehmigt (Über den geänderten Befris-

teten Rahmen berichteten wir bereits im Newsletter 

14-20).  

 

Trotz der schnellen Freigabeprüfung der Kommission 

– sie dauert zwei Wochen – fordert der österreichi-

sche Finanzminister Gernot Blümel, das 

„Beihilferegime“ der EU für die Zeit der Corona-Krise 

auszusetzten, damit die Mitgliedsstaaten Unterneh-

men schnell und unbürokratisch helfen können. 

Nachdem Österreich Hilfe für andere Länder zuge-

stimmt habe, sei nun auch ein Akt an Solidarität ge-

genüber Österreich angebracht: „Ich habe kein Ver-

ständnis dafür, wenn wir mit österreichischem Steu-

ergeld andere Länder unterstützen und dafür im Ge-

genzug ein Verbot bekommen, unsere eigenen Unter-

nehmen mit unserem eigenen Steuergeld zu unter-

stützen“, so Blümel. „Diese Solidarität darf keine Ein-

bahnstraße sein.“ Bei weiteren Förderungen möchte 

der Finanzminister nicht mehr auf das grüne Licht 

aus Brüssel warten müssen, denn zwei Wochen Be-

arbeitungszeit sei in einer Krise einfach zu langsam 

und ginge gegen das Gebot einer schnellen Rechtssi-

cherheit für die BürgerInnen. Zurzeit müsse man, so 

Blümel weiter, Maßnahmen quasi unter Vorbehalt 

des EU-Segens anzukündigen. Unterstützung für sei-

nen Vorschlag bekommt Finanzminister Gernot Blü-

mel von seinen Amtskollegen aus Skandinavien. Die 

EU-Kommission indes verteidigt das Beihilferecht. Es 

sei ein „Grundstein des Binnenmarktes“ und sorge 

für faire Wettbewerbsbedienungen, erklärte eine 

Kommissionssprecherin. Darüber hinaus sei die Vor-

gehensweise im Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union verankert. Um dennoch die vol-

le Flexibilität für Beihilfen zu gewährleisten, habe die 

EU bereits zusätzlich zu den bestehenden Regeln 

einen temporären Rahmen für die Mitgliedsstaaten 

verabschiedet. So könne ausreichend Liquidität für 

Unternehmen bereitgestellt werden, „sodass der 

europäische Binnenmarkt nicht durch Unterstützung 

in einem Mitgliedsland unterminiert wird“. 

Insgesamt haben die EU-Institutionen und Mitglied-

staaten bisher über 3,4 Billionen Euro als Reaktion 

auf die Pandemie bereitgestellt.  

 

Mehr Informationen zur Genehmigung des Garan-

tiemodells finden Sie hier. Das Statement von Fi-

nanzminister Gernot Blümel finden Sie hier, die Er-

klärung der Kommission hier.  

https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_14-20.pdf
https://www.alpeuregio.org/images/Tirol/Newsletter/NL_14-20.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_658
https://www.bmf.gv.at/presse/pressemeldungen/2020/april/temporaere-aussetzung-eu-beihilfenrechts.html
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/video/I-189685?lg=OR&tin=20&tout=170
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Hilfe aus Österreich über EU-

Katastrophenschutzmechanismus 

Mit Hilfe des EU-Katastrophenschutzmechanismus unterstützt Österreich andere europäische Staaten im 

Kampf gegen das Corona-Virus. 

In Zeiten der Krise heißt es zusammenhalten. Solida-

rität ist in ganz Europa spürbar. Die Mitgliedsstaaten 

der EU helfen einander und bieten auch Hilfsliefe-

rungen für andere Länder Europas an. Ein wichtiger 

Akteur dabei ist Österreich. Koordiniert und kofinan-

ziert von der EU im Rahmen des EU-

Katastrophenschutzverfahrens, liefert Österreich 

wichtige Hilfsgüter in den westlichen Balkan. Sowohl 

der EU-Mitgliedsstaat Kroatien als auch Albanien, 

Bosnien und Herzegowina, Nordmazedonien, Mon-

tenegro und Moldawien erhalten Handschuhe, Des-

infektionsmittel und andere notwendige Produkte. 

Zudem werden Decken, Matratzen und Zelte für die 

Versorgung von MigrantInnen in Serbien zur Verfü-

gung gestellt. 

 

Auch für Griechenland hat Österreich entsprechende 

Hilfslieferungen zugesagt, um bei der Umsetzung 

eines Notfallplans zur Bewältigung der Risiken eines 

möglichen Ausbruchs des Coronavirus in den Lagern 

auf den griechischen Inseln zu helfen. In diesem Zu-

sammenhang hat Österreich über den EU-

Katastrophenschutzmechanismus 181 Unterbrin-

gungs- und Sanitärcontainer angeboten. Die EU wird 

die Lieferkosten der Spezialcontainer mit Dusch- und 

Toilettenanlagen kofinanzieren.  

 

Bisher hatte Österreich bereits IntensivpatientInnen 

aus überfüllten Krankenhäusern in Italien und Frank-

reich aufgenommen, über 1,5 Millionen Schutzmas-

ken und mehr als 300 Liter medizinisches Desinfekti-

onsmittel nach Italien geliefert und die Rückholflüge 

von 1234 EU-BürgerInnen aus Drittstaaten organi-

siert. 

 

Neben Österreich stellt auch die Slowakei Masken 

und Desinfektionsmittel bereit. Zudem haben auch 

mehrere andere Länder die Lieferung von Schutzaus-

rüstungen und die Entsendung von medizinischen 

Teams angeboten. 

 

Mehr über die Unterstützung am westlichen Balkan 

erfahren Sie hier.  

Einen Überblick über die von der EU koordinierte 

Hilfe finden Sie hier, mehr über die Lieferung der 

Unterbringungscontainer hier.  

„Die Coronavirus-Pandemie hat ganz Europa betroffen, einschließlich Flüchtlinge und 
Migranten in Griechenland. Dank des Angebots Österreichs wird Griechenland besser 
gerüstet sein, um die Ausbreitung des Virus unter den gefährdeten Migranten und 
Flüchtlingen zu verhindern. Die EU ist bereit, weitere Hilfsangebote zu kanalisieren.“  
 
    - Janez Lenarčič, EU-Kommissar für Krisenmanagement  

https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/sites/near/files/coronavirus_support_wb.pdf
https://ec.europa.eu/info/live-work-travel-eu/health/coronavirus-response/coronavirus-european-solidarity-action_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/MEX_20_698
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Plattform für Datenaustausch unter ForscherInnen 

Mit der neu geschaffenen Plattform bietet die Euro-

päische Kommission ein offenes, vertrauenswürdiges 

und skalierbares europäisches und globales Umfeld, 

in dem WissenschaftlerInnen Datensätze wie DNA-

Sequenzen, Proteinstrukturen, Daten aus der vorkli-

nischen Forschung und klinischen Studien sowie epi-

demiologische Daten speichern und austauschen 

können. Durch den zügigen und offenen Datenaus-

tausch wird die Forschung beschleunigt und die Ver-

lässlichkeit erhöht.  

 

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen sagte 

in einer Videobotschaft zum Start der neuen For-

schungsdatenbank dazu: „Um dieses Virus zu besie-

gen, brauchen wir einen Impfstoff, bessere Behand-

lungsmethoden und breit angelegte Tests. Wissen-

schaftler auf der ganzen Welt haben bereits eine Fül-

le von Erkenntnissen über das neue Coronavirus ge-

wonnen. Aber kein Forscher, Labor oder Land wird 

die Lösung auf die Schnelle allein finden. Deshalb 

wollen wir den Wissenschaftlern helfen, auf Daten 

der Kollegen zuzugreifen und eigene mit anderen zu 

teilen - über Fachdisziplinen, Gesundheitssysteme 

und Grenzen hinweg.“  Zu erwarten sei, so von der 

Leyen, dass ExpertInnen rund um den Globus Tau-

sende DNA-Sequenzen und Zehntausende von For-

schungsartikeln hochladen würden. „Ich habe den 

größten Respekt für all diejenigen, die ihre Tage, und 

oft auch Nächte, zum Wohle aller in Labors verbrin-

gen. Und ich möchte alle Forscher einladen, unser 

Angebot anzunehmen und die EU-Datenplattform 

ausgiebig für ihre Arbeit zu nutzen. Gemeinsam wer-

den wir schneller Mittel und Wege finden, dieses Vi-

rus zu besiegen!“ , betonte sie abschließend. 

 

Die Anstrengungen der Kommissionen beruhen da-

bei auf dem Aktionsplan „ERAvsCorona“ des Europäi-

schen Forschungsraumes, der Anfang April von den 

ForschungsministerInnen der Mitgliedsstaaten gebil-

ligt wurde. Neben der heute in Betrieb genommenen 

Europäischen COVID-19-Datenplattform konzentrie-

ren sich die übrigen Maßnahmen des Aktionsplans 

auf die Koordinierung der Finanzierung, die Auswei-

tung großer EU-weiter klinischer Studien sowie die 

verstärkte Förderung innovativer Unternehmen. 

 

Mehr über die Plattform sowie anderen Maßnahmen 

der EU, um die Wissenschaft im Kampf gegen den 

Corona-Virus zu unterstützen, finden Sie hier.  

Die Europäische Kommission hat gemeinsam mit Partnern eine europäische Plattform für Daten zu COVID-19 

eingerichtet, um eine zügige Sammlung und den Austausch verfügbarer Forschungsdaten zu ermöglichen. 

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/research_and_innovation/research_by_area/documents/ec_rtd_era-vs-corona_0.pdf
https://www.covid19dataportal.org/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_680
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Weitere Unterstützung des Agrar- und 

Ernährungssektors  

Die EU-Kommission schlägt zusätzliche Maßnahmen vor, um die am stärksten betroffenen Agrar- und Lebens-

Das Paket umfasst Beihilfen für die private Lagerhal-

tung im Milch- und Fleischsektor, die Genehmigung 

von Marktmaßnahmen zur Selbstorganisation durch 

BetreiberInnen in stark betroffenen Sektoren sowie 

die Flexibilität bei Obst und Gemüse, Wein und eini-

gen anderen Marktunterstützungsprogrammen. Das 

Paket folgt umfassenden Maßnahmen, die die Kom-

mission frühzeitig zur Unterstützung des Agrar- und 

Ernährungssektors in der aktuellen Krise verabschie-

det hat, z. B. höhere Beträge für staatliche Beihilfen, 

höhere Vorauszahlungen und verlängerte Fristen für 

die Einreichung von Zahlungsanträgen. Die erhöhte 

Flexibilität in Bezug auf die Regeln der Gemeinsamen 

Agrarpolitik zielt darauf ab, den Verwaltungsauf-

wand für Landwirte und nationale Verwaltungen zu 

verringern. Zusätzlich hat sich die EU zusammen mit 

21 anderen Mitgliedern der Welthandelsorganisati-

on (WTO) zu einem offenen und vorhersehbaren 

Handel mit Agrar- und Lebensmittelprodukten wäh-

rend der gegenwärtigen globalen Gesundheitskrise 

verpflichtet. So sollen Sofortmaßnahmen im Zusam-

menhang mit Landwirtschaft und Nahrungsmitteln 

gezielt, verhältnismäßig, transparent, vorüberge-

hend und im Einklang mit den WTO-Regeln stehen. 

Maßnahmen sollten den internationalen Handel mit 

diesen Produkten nicht verzerren oder zu unge-

rechtfertigten Handelshemmnissen führen.  

 

Das Statement der WTO finden Sie hier. 

 

Makrofinanzierungspaket für EU-Nachbarstaaten  
Die EU-Kommission schlägt ein Makrofinanzierungspaket (MFA) in Höhe von 3 Mrd. EUR zur Unterstützung 

von zehn EU-Nachbarländern vor. 

Der Vorschlag der Kommission ergänz die Strategie 

„Team Europe“ zur Unterstützung der europäischen 

Nachbarstaaten bei der Bekämpfung der Corona-

Pandemie. Die 3 Mrd. Euro sollen auf die Staaten 

Albanien (180 Mio. EUR), Bosnien und Herzegowina 

(250 Mio. EUR), Georgien (150 Mio. EUR), Jordanien 

(200 Mio. EUR), Kosovo (100 Mio. EUR), Republik 

Moldau (100 Mio. EUR), Montenegro (60 Mio. EUR), 

Republik Nordmakedonien (160 Mio. EUR), Republik 

Tunesien (600 Mio. EUR) und die Ukraine (1,2 Mrd. 

EUR) aufgeteilt werden. Die MFA-Mittel werden für 

12 Monate in Form von Darlehen zu äußerst günsti-

gen Konditionen zur Verfügung gestellt, um diesen 

Ländern zu helfen, ihren unmittelbaren, dringenden 

Finanzierungsbedarf zu decken.  

Die Möglichkeiten zur Unterstützung von Nachbar-

ländern diskutierten auch die EU-

AußenministerInnen in einer gemeinsamen Video-

konferenz am Mittwoch, den 22. April. Neben der 

solidarischen Unterstützung für die östlichen Partner 

wurde auch über die Installation einer humanitären 

Luftbrücke und das Vorgehen gegen Desinformatio-

nen debattiert. Weitere Themen auf der Tagesord-

nung waren die Situation in Afghanistan, Libyen und 

der Türkei sowie die weiterhin angespannte Situati-

on in der Ukraine.  

 

Mehr über das MFA erfahren Sie hier, über die Vide-

okonferenz der EU-AußenministerInnen hier.  

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_722
https://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2020/april/tradoc_158718.pdf
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2019-2024/urpilainen/announcements/commissioner-urpilainen-team-europe-our-partners-against-covid-19_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_716
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/fac/2020/04/22/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Video%20conference%20of%20foreign%20affairs%20ministers
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75 Mrd. Euro Umsatz für Lebensmittel und Getränke 

mit geschützter geografischer Angabe 

Aus einer neuen Studie der Europäischen Kommission geht hervor, dass Agrarlebensmittel- und Getränkepro-

dukte, deren Namen von der Europäischen Union als „Geografische Angaben“ (GIs) geschützt sind, 2017 einen 

Umsatz von fast 75 Mrd. Euro erwirtschafteten.  

Tiroler Speck, Steirischer Kren oder Mostviertler Bir-

nenmost: Diese Produkte sind nicht nur qualitativ 

hochwertige und international bekannt, sondern 

auch durch EU-Recht besonders geschützt. Die EU-

Vorschriften für Qualitätsregelungen schützen die 

Namen bestimmter Produkte, um ihre mit ihrem ge-

ografischen Ursprung sowie dem regionsspezifischen 

Know-how verbundenen einzigartigen Eigenschaften 

zu untermauern und sie vor Nachahmung und Miss-

brauch zu bewahren. Agrarlebensmittel und Weine 

können durch eine geschützte Ursprungsbezeich-

nung (g. U.) oder eine geschützte geografische Anga-

be (g. g. A.) und Spirituosen durch eine geografische 

Angabe (g. A.) geschützt werden. Insgesamt 3222 

europäische Produkte aus allen Mitgliedsstaaten 

unterliegen einem solchen Schutz. Unter anderem 

der bereits genannte Tiroler Speck oder der Tiroler 

Bergkäse. 

 

Eine neu veröffentlichte Studie der Europäischen 

Kommission zeigt auf, dass diese Produkte mit geo-

graphischen Angaben 2017 insgesamt einen Umsatz 

von 75 Mrd. Euro – das sind 7 Prozent des Gesam-

tumsatzes des europäischen Lebensmittel- und Ge-

tränkesektors – erwirtschafteten. Der Verkaufswert 

der Erzeugnisse mit einem geschützten Namen liegt 

zudem auf Grund der hohen Qualität und des guten 

Rufes sowie der Bereitschaft der VerbraucherInnen, 

mehr Geld für authentische Produkte auszugeben, 

doppelt so hoch wie bei vergleichbaren Produkten 

ohne Zertifizierung. Ein Fünftel des Gewinnes wurde 

durch Ausfuhr in Drittstaaten außerhalb der EU er-

zielt. Vor allem VerbraucherInnen in den USA, China 

und Singapur interessieren sich für die europäischen 

Qualitätsprodukte, die dadurch gleichzeitig als Mar-

kenzeichen für das traditionelle kulinarische Erbe der 

jeweiligen Regionen fungieren und somit auch Wer-

bung für den Tourismus darstellten.  

 

Wie aus einer Öffentlichen Konsultation der EU her-

vorgeht, profitieren von den Qualitätsregelungen der 

EU sowohl ErzeugerInnen als auch VerbraucherIn-

nen. Damit dies auch weiterhin weltweit gewährleis-

tet wird, hat die EU bereits mehr als 30 internationa-

le Abkommen zum Schutz der geografischen Anga-

ben abgeschlossen und verankert dies auch in inter-

nationalen Handelsverhandlungen mit anderen Län-

dern. Darüber hinaus stellt die Kommission jedes 

Jahr rund 50 Mio. EUR zur Förderung von Qualitäts-

erzeugnissen in der EU bereit. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

Die Studie finden Sie hier.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_683
https://ec.europa.eu/info/food-farming-fisheries/key-policies/common-agricultural-policy/evaluation-policy-measures/products-and-markets/eco-values-gis-tsg_en
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EIB-Bericht über Digitalisierung in der EU  

Spätestens durch die Corona-Pandemie wird welt-

weit eine neue Ära der Digitalisierung eingeleitet. 

Technologie wird im alltäglichen Arbeitsumfeld im-

mer wichtiger und präsenter und vor allem im Home

-Office-Betrieb unersetzbar. Damit Unternehmen 

mittel- und langfristig weiterhin erfolgreich und 

wettbewerbsfähig sein können, müssen Pläne zur 

digitalen Transformation überdacht werden.  

 

Im Zuge der immer größer werdenden Rolle der Digi-

talisierung veröffentlichte die Europäische Investiti-

onsbank (EIB) einen Bericht, der den Stand der Digi-

talisierung in Europa und den USA aus Unterneh-

mensperspektive bewertet. Basierend auf einer Un-

ternehmensumfrage zeigt der Bericht, dass EU-

Unternehmen in den meisten Sektoren hinter den 

USA zurückfallen. Laut dem erstellten Digitalisie-

rungsindex liegen nur vier EU-Länder – Dänemark, 

die Niederlande, Tschechien und Finnland – vor den 

USA. Österreich liegt in der Wertung des Index im 

Mittelfeld und nur knapp über dem EU-Schnitt.  

 

 

 

Im Durchschnitt sind europäische Unternehmen sel-

tener vollständig digitalisiert. Sie führen digitale 

Technologien seltener als ihre US-Wettbewerber ein 

und investieren weniger in sie.  

 

Im Bericht der EIB wird auch festgestellt, dass digita-

le Unternehmen tendenziell eine höhere Produktivi-

tät als nicht digitale Unternehmen haben, bessere 

Managementmethoden anwenden und innovativer 

sind. Zudem wachsen sie schneller und schaffen bes-

ser bezahlte Arbeitsplätze – was auch die Erholung 

nach einer globalen Krise erleichtert. Vorangetrieben 

wird die Digitalisierung vor allem von großen Unter-

nehmen. Viele kleine, ältere Unternehmen in der EU 

betrachten arbeitsrechtliche Bestimmungen, die Un-

ternehmensregulierung und fehlendes Fremdkapital 

als große Investitionshindernisse, die die Einführung 

digitaler Technologien weiter verzögern könnten. 

Darüber hinaus wird festgestellt, dass viele Unter-

nehmen Vorbehalte gegen die digitale Technologie 

hegen. 

 

Den gesamten Report finden Sie hier.  

Ein neu veröffentlichter Bericht der Europäischen Investitionsbank (EIB) gibt Auskunft über den Stand der Di-

gitalisierung von Unternehmen in Europa und den USA.  

Unternehmensdaten aus der 

Investitionsumfrage der EIB 2019. 

Der Digitalisierungsindex der EIB 

umfasst fünf Komponenten: 

Digitalisierungsintensität, digitale 

Infrastruktur, Investitionen in 

Software und Daten, Investitionen in 

organisatorische und 

geschäftsprozessbezogene 

Verbesserungen und strategisches 

Monitoringsystem.  

https://www.eib.org/attachments/efs/eibis_2019_report_on_digitalisation_en.pdf
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Neue EU-Regeln erleichtern Verkauf von Waren im 

EU-Binnenmarkt 

Seit Sonntag, den 19. April 2020, gelten vereinfachte Regeln für die gegenseitige Anerkennung von Waren im 

europäischen Binnenmarkt, mit denen Unternehmen ihre Produkte unbürokratischer in ganz Europa verkau-

fen können. 

Zwar können Produkte, für die es keine EU-weiten 

Vorschriften gibt, ungehindert im Binnenmarkt ver-

kauft werden, doch gab es bisher oft Hindernisse, 

wie zusätzliche Kosten, die dies erschwerten. Eine 

neue EU-Regelung soll den europaweiten Verkauf 

von Waren – insbesondere für kleine und mittlere 

Unternehmen – nun erleichtern. Die neuen Vor-

schriften zielen darauf ab, das Prinzip der gegenseiti-

gen Anerkennung der EU zu stärken, das es Produk-

ten ermöglicht, sich im Binnenmarkt frei zu bewe-

gen, wenn sie rechtmäßig in einem EU-Land ver-

marktet werden. Durch die neue Verordnung über 

die gegenseitige Anerkennung von Waren können 

Unternehmen mittels einer freiwilligen Erklärung 

gegenüber zuständigen nationalen Behörden nach-

weisen, dass ihre Produkte in einem anderen Mit-

gliedstaat rechtmäßig verkauft werden. Zudem kön-

nen Entscheidungen, die Unternehmen den Markzu-

gang in anderen Mitgliedsstaaten verweigern, unbü-

rokratisch bei SOLVIT – die zuständige Behörde – 

angefochten werden. Produktkontaktstellen sollen 

darüber hinaus online über nationale technische 

Vorschriften in den jeweiligen Mitgliedsstaaten in-

formieren.  

 

Die Verordnung finden Sie hier.  

Übersetzungstool in 27 Sprachen für kleine und 

mittlere Unternehmen 

Die Europäische Kommission hat die kostenlose Nutzung des Maschinenübersetzungstool eTranslation für alle 

kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) freigegeben.  

Das Tool ermöglicht es, Texte und Unterlagen in alle 

24 offiziellen Sprachen der EU sowie in Isländisch, 

norwegisch und Russisch zu übersetzten. Dadurch 

können KMU Zeit und Geld sparen. Gleichzeitig wird 

die Vertraulichkeit und Sicherheit aller übersetzten 

Daten garantiert. eTransaltion wird bereits von 

öffentlichen Einrichtungen der EU und der Mitglied-

staaten genutzt und als zuverlässiges Instrument 

geschätzt.  

 

Die kostenlose Anmeldung zu eTranslation ist hier 

möglich.  

https://ec.europa.eu/solvit/index_de.htm
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0515&from=EN
https://ec.europa.eu/cefdigital/wiki/display/CEFDIGITAL/eTranslation+for+SMEs


 

 

12 Newsletter 16/2020    12 

 

Zum Inhaltsverzeichnis  

 

 

 

 

 

Jahresbericht über Ernährungssicherheit 

veröffentlicht  

Die internationale Allianz von UN sowie Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen, die sich mit den Ursa-

chen des extremen Hungers befassen, hat eine neue Ausgabe ihres jährlichen globalen Berichts über Lebens-

mittelkrisen veröffentlicht. 

Aus dem Bericht geht hervor, dass Ende 2019 135 

Millionen Menschen in 55 Ländern unter akuter Er-

nährungsunsicherheit litten, also ihr Leben unmittel-

bar gefährdet war. Die Hälfte der Betroffenen 

kommt dabei aus Afrika. Ebenfalls 17 Millionen Kin-

der leiden unter Unterernährung. Weitere 189 Milli-

onen Menschen standen vor der Schwelle einer 

akuten Hungerkrise. Hauptgrund für die Hungernöte 

waren Konflikte, Wettextreme und wirtschaftliche 

Turbulenzen. Die Corona-Pandemie verschärft zu-

dem die Gefahr, dass sich die Ernährungslage weiter 

verschlechtert. 

 

Den Ausführlichen Bericht finden Sie hier.  

Neues Pilotprojekt zur Entwicklung von 

Kompetenzen und Bildung 

Der Europäische Investitionsfonds (EIF) und die Europäische Kommission haben ein mit 50 Mio. Euro ausge-

stattetes Pilotprojekt zur Entwicklung von Kompetenzen und Bildung gestartet. 

In seiner ersten Phase wird das S&E-Pilotprojekt eine 

EU-Bürgschaft in Höhe von bis zu 50 Mio. EUR bereit-

stellen, die durch den Europäischen Fonds für strate-

gische Investitionen (EFSI) garantiert wird, um 

Fremdfinanzierungen in Höhe von mehr als 200 Mio. 

EUR für Projekte in den Bereichen Kompetenzen und 

Bildung zu mobilisieren. Dadurch sollen sowohl Stu-

dierende als auch Unternehmen und Einrichtungen 

der allgemeinen und beruflichen Bildung finanziell 

unterstützt werden. Interessierte Finanzinstitute o-

der Anbieter der allgemeinen und beruflichen Bil-

dung können sich als Finanzintermediäre bewerben 

und sich im Rahmen der vom EIF veröffentlichten 

offenen Aufforderung zur Interessenbekundung an 

dem Projekt beteiligen. Die Auswahl der Finanzinter-

mediäre wird vom EIF verwaltet. Die Initiative soll 

2020 erprobt und anschließend als allgemeines euro-

päisches Finanzierungsinstrument in den nächsten 

mehrjährigen Finanzrahmen der EU (2021-2027) auf-

genommen werden. 

 

Mehr Informationen finden Sie hier.  

http://www.fightfoodcrises.net/food-crises-and-covid-19/en/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_20_694
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Die Europäische Kommission bietet eine Reihe an Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung. Öffentliche Kon-

sultationen ermöglichen es Ihnen, sich während verschiedener Phasen des Beschlussfassungsverfahrens zu 

EU-Strategien zu äußern. Die neuesten der laufenden Konsultationen finden Sie in der folgenden Liste. 

 

   

Konsultation zu einer neuen Strategie für digitale 

Finanzen 

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 3. April 2020 - 26. Juni 2020 

Konsultation zu einer Strategie für Privatkundenzah-

lungen für die EU 

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 3. April 2020 - 26. Juni 2020 

Konsultation zur erneuerten Strategie für nachhaltige 

Finanzen  

 Bank- und Finanzdienstleistungen 

 8. April 2020 bis 15. Juli 2020 

Klimazielplan 2030 

 Klimaschutz 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Europäisches Netz der Arbeitsvermittlungen  

 Beschäftigung und Soziales 

 31. März 2020 - 23. Juni 2020 

Zollabkommen EU-China 

 Zoll, Internationale Zusammenarbeit und 

 Entwicklung 

 24. März 2020 - 16. Juni 2020 

Galileo-Satellitensystem – Nutzung für kritische Infra-

struktur (Telekommunikation, Energie, Finanzen) 

 Binnenmarkt 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

EU-Tierschutzstrategie (2012-15) - Bewertung 

 Lebensmittelsicherheit 

 23. März 2020 - 15. Juni 2020 

Handel – Zollpräferenzschema der EU für Entwick-

lungsländer (Aktualisierung) 

 Handel 

 11. März 2020 - 3. Juni 2020 

Geschlechtsspezifisches Lohn- und Gehaltsgefälle – 

Entgelttransparenz zwischen Frauen und Männern 

 Beschäftigung und Soziales 

 5. März 2020 - 28. Mai 2020 

Europäischer Klimapakt 

 Klimaschutz  

 4. März 2020 - 27. Mai 2020 

Bewertung des EU-Rechtsrahmens für die Bestrah-

lung von Lebensmitteln 

 Lebensmittelsicherheit 

 2. März 2020 - 25. Mai 2020 

Nichtfinanzielle Angaben von Großunternehmen 

(Aktualisierung der Rechtsvorschriften) 

 Bank– und Finanzdienstleistungen 

 20. Februar 2020 - 11. Juni 2020 

Öffentliche Konsultation zur Beobachtungsliste für 

Fälschungen und Piraterie 

 Handel 

 19. Februar 2020 - 12. Mai 2020 

Menschenrechte – Überprüfung der EU-Anti-Folter-

Verordnung (2016-20) 

 Außen– und Sicherheitspolitik, Handel 

 19. Februar 2020 - 13. Mai 2020  

Konsultation zum Weißbuch über künstliche Intelli-

genz - Ein europäischer Ansatz 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft  

 19. Februar 2020 - 31. Mai 2020 

Europäische Strategie für Daten 

 Digitale Wirtschaft und Gesellschaft  

 19. Februar 2020 - 31. Mai 2020 

Überprüfung des Rechtsrahmens für Wertpapierfir-

men und Marktteilnehmer 

 Bank– und Finanzdienstleistung 

 17. Februar 2020 - 18. Mai 2020 

Europäischer Plan zur Krebsbekämpfung 

 Öffentliches Gesundheitswesen  

 4. Februar 2020 - 7. Mai 2020  

https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-digital-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-digital-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-retail-payments-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-retail-payments-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-sustainable-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/consultations/finance-2020-sustainable-finance-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12265-2030-Climate-Target-Plan/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11866-European-network-of-employment-services-EURES-evaluation-2016-2020
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1941-EU-China-Customs-Agreement
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2093-European-initiative-on-the-use-of-Galileo-in-Critical-infrastructures
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2140-Evaluation-of-the-EU-Animal-Welfare-Strategy-2012-2015-
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/2136-Towards-the-future-Generalised-Scheme-of-Preferences-legal-framework-granting-trade-advantages-to-developing-countries
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12098-Strengthening-the-principle-of-equal-pay-between-men-and-women-through-pay-transparency
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12219-European-Climate-Pact
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/1477-Evaluation-of-the-EU-legal-framework-on-food-irradiation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12129-Revision-of-Non-Financial-Reporting-Directive/public-consultation
https://trade.ec.europa.eu/consultations/index.cfm?consul_id=262
https://trade.ec.europa.eu/consultations/index.cfm?consul_id=262
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11869-Review-of-the-EU-Anti-Torture-Regulation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/11869-Review-of-the-EU-Anti-Torture-Regulation
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/AIConsult2020
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/AIConsult2020
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/DataStrategy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12167-Review-of-the-regulatory-framework-for-investment-firms-and-market-operators-MiFID-2-1-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12167-Review-of-the-regulatory-framework-for-investment-firms-and-market-operators-MiFID-2-1-/public-consultation
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2020-693786/public-consultation_de
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Eüropä ische Kommission  
Die Tagesordnung der wöchentlichen Sitzung der Europäischen Kommission finden Sie hier.  

Eüropä isches Pärläment  
Den Entwurf der Tagesordnung finden Sie hier.  

Den Video-Stream der letzten Plenarsitzung finden Sie hier.  

Rät der Eüropä ischen Union 
Die aktuellen Ratssitzungen finden Sie hier.  

Eüropä ischer Gerichtshof 
Zum Kalender des Europäischen Gerichtshofs für die folgende Woche gelangen Sie hier.  

Aüsschüss der Regionen 
Zum Sitzungskalender des AdR gelangen Sie hier.  

Stellenäüsschreibüngen 
Zu den laufenden Stellenausschreibungen in der EU gelangen Sie hier.  

EU-Bookshop 
Interessante Veröffentlichungen aus der EU finden Sie hier.   
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